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waltungsgericht in seiner Entscheidung vom 21. Juli 2010 zu der Beobachtung eines Abge-
ordneten durch den Verfassungsschutz ausgeführt hat: 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Sie reden von Bodo Ramelow?) 

„Anhaltspunkte für Bestrebungen einer Partei, die gegen die freiheitliche demokratische 
Grundordnung gerichtet sind, sind nicht nur dann gegeben, wenn die Partei in ihrer Ge-
samtheit solche Bestrebungen entfaltet; die Voraussetzungen … sind auch dann erfüllt, 
wenn solche Bestrebungen nur von einzelnen Gruppierungen innerhalb der Partei aus-
gehen.“ 

Das ist genau das, was wir hier eben diskutiert haben. Da ist Die Linke natürlich im Visier. 

(Rüdiger Sagel [LINKE]: Sie sollten sich Ihre Gruppierungen in der CDU einmal ge-
nauer angucken!) 

Und es sind mehr als verrückte Ideen. Deshalb ist die Beobachtung auch wichtig. 

(Wolfgang Zimmermann [LINKE]: Haben Sie sich eigentlich Ihren Herrn Filbinger da-
mals auch genau angeguckt?) 

Herr Kollege Bolte, ich möchte an Sie appellieren, einen Aufruf zum Boykott von Israel zu-
künftig bitte nicht mehr als verrückte Idee zu bezeichnen. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Sie wissen wie wir alle hier im Haus, dass das eine völlig unangemessene Wertung ist. 
Auch vor dem Hintergrund der Geschichte verschiedener Akteure gerade in Nordrhein-
Westfalen und unserer Bestrebungen für ein gutes Verhältnis zwischen Nordrhein-
Westfalen und dem Staate Israel sollte so etwas hier nicht formuliert werden. 

(Beifall von der CDU und von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, Herr Abgeordneter Giebels. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen mir zu diesem Tagesord-
nungspunkt nicht vor. – Das bleibt auch beim Blick in die Runde so. Damit sind wir am 
Schluss der Aktuellen Stunde. 

Ich komme zu: 

4 Worten müssen Taten folgen – Der Landtag Nordrhein-Westfalen fordert die unverzügliche Einfüh-
rung einer Finanztransaktionssteuer 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 15/3767 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antragstellende Fraktion der SPD dem Abgeord-
neten Börschel das Wort. Bitte schön, Herr Kollege Börschel. 
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Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr Finanzminister. – Für die SPD-Fraktion 
spricht als nächster Redner Herr Kollege Zimkeit. 

Stefan Zimkeit (SPD): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich glaube, der Kol-
lege Möbius hat einen falschen Textbaustein in seinem Computer gefunden. Er hat wieder 
sehr viele allgemeine falsche Behauptungen zum Sparwillen der Landesregierung aufge-
stellt. Zur eigentlichen Kernaussage, wie er zu dem Antrag steht, ob er denn in dieser Frage 
auf der Seite der Bundeskanzlerin steht oder ob die Landes-CDU eine eigene Position be-
schreibt, hat er sehr wenig gesagt. 

(Beifall von der SPD und von den GRÜNEN) 

Er hat vom kleinen Karo gesprochen. Ich glaube, es war ein ganz kleines Karo, Herr Möbi-
us, was Sie da abgeliefert haben. Warum haben Sie nicht den Mut gehabt, zu sagen: „Wir 
haben im Juni einen Fehler gemacht, als wir gegen einen solchen Antrag gestimmt haben, 
die Positionen haben sich mittlerweile verändert, wir haben die Größe zu sagen: Jetzt stim-
men wir dieser inhaltlichen Positionierung zu“, wenn schon nicht aus inhaltlicher Überzeu-
gung, dann doch vielleicht mindestens aus Solidarität zur Kanzlerin? 

Ich habe Sie jetzt so verstanden, dass Sie die Position der Bundeskanzlerin, die Spekulan-
ten an den Kosten zu beteiligen, nicht teilen, sondern dass die NRW-CDU hier einen Son-
derweg gehen will. Da stellt sich mir die Frage: Wie steht denn der CDU-Landesvorsitzende 
dazu? Sagt der CDU-Landesvorsitzende Ja oder Nein zu dem vorgelegten Modell, das auch 
die Kanzlerin unterstützt? Wahrscheinlich sagt er in Berlin im Kabinett Ja, weil die Kanzlerin 
da ist, und hier vor Ort mit der CDU Nein. 

Es ist natürlich – mehrere Rednerinnen und Redner haben es angesprochen – richtig: Die 
Finanztransaktionssteuer löst nicht alle Probleme – nicht alle Finanzprobleme und erst recht 
nicht alle Finanzmarktprobleme. Das behauptet niemand. Was wir behaupten und für richtig 
halten, ist, dass es ein Schritt in die richtige Richtung ist, dass Spekulanten an den Kosten 
beteiligt und besonders kurzfristige hochspekulative Anlagen belastet werden. Natürlich ist 
das ein Unterschied. Die Belastungen für langfristige Anlagen sind selbstverständlich gerin-
ger als für kurzfristige häufig wechselnde Anlagen. Insofern gibt es auch eine Steuerungs-
wirkung. 

Liebe Kollegin Freimuth, wenn Ihnen diese Steuerungswirkung nicht ausreicht, können wir 
uns doch sehr schnell verständigen. Wir können dann doch gemeinsam an einer Position 
arbeiten, die auch hier im Landtag noch einmal beschreibt, wie wir zusätzliche Steuerungs-
wirkungen bei den Finanzmärkten durchsetzen können. Wir sind da jederzeit zu Gesprä-
chen bereit. Dies darf aber nicht dazu führen, auf die Einführung einer Spekulationssteuer 
zu verzichten. 

Wir wissen: So ganz ist die FDP auch nicht dagegen. Der Finanzminister hat es angespro-
chen: In der mittelfristigen Finanzplanung des Bundeshaushaltes stehen 2 Milliarden €. Und 
jeder, der sich mit diesem Thema beschäftigt hat – das wird ja wohl auch die FDP-
Bundestagsfraktion getan haben –, wusste doch, dass Großbritannien einer solchen Lösung 
nicht zustimmen wird. Trotzdem ist zugestimmt worden, 2 Milliarden € in den Haushalt auf-
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zunehmen. Es wäre dann glaubwürdig, jetzt zu sagen: Wir müssen es ohne Großbritannien 
tun. 

Ich kann nur noch einmal appellieren: Lassen Sie uns gemeinsam auf die Bundesregierung 
zugehen, damit diese Finanztransaktionssteuer endlich eingeführt wird und ihren vielen 
Worten endlich Taten folgen. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Herzlichen Dank Herr Zimkeit. – Für die grüne Fraktion 
spricht nun Herr Mostofizadeh. 

Mehrdad Mostofizadeh (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist 
zum Teil schon eine amüsante Debatte. Frau Kollegin Freimuth, es fällt mir – weil ich Sie 
persönlich sehr schätze; aber ich muss es sagen – schwer, ich muss es aber doch sagen: 
Was Sie da an Nebelkerzen geworfen haben, war schon beeindruckend. Ich habe Ihnen 
eben die Zahlen der Kosten der Finanztransaktionssteuer bei einem Normalsparer aus dem 
Protokoll der Anhörung vorgetragen. Da geht es um eine verschwindend geringe Größen-
ordnung, wenn er wirklich nur normal für sein Alter vorsorgen will. 

Ich habe Ihnen das Beispiel mit 1.200 € pro Jahr an Zuführung – mit 74 € für 20 Jahre – 
vorgerechnet. Die Institute nehmen jetzt schon 8.000 € an ganz normalen Gebühren. Sie 
sagen dann einen Wortbeitrag später: Die Kleinsparer zahlen für die Finanztransaktions-
steuer. Ich finde, das ist schon ein starkes Stück. 

Ich will auch noch vor einem anderen Hintergrund schildern, warum das ein starkes Stück 
ist; denn Sie haben sich bereits entschieden, wer zahlt. Wir haben die Rettungsschirme auf-
gespannt. Die Krise ist da, die Schulden sind da. Sie müssen bezahlt werden. Also zahlen 
wir sie alle – und zwar sehr ungerecht über die Einkommensteuer und über die Umsatz-
steuer. Wie denn sonst, Herr Kollege Möbius? Wer soll es denn bezahlen? Also wenn Sie 
sich festlegen, wie Sie sich jetzt festgelegt haben, ist es so: Wenn der Staat löhnt, dann zah-
len es die Steuerzahler – und zwar in der ungerechten Art und Weise, wie Sie es jetzt vorge-
legt haben. Um diese Entscheidung können Sie sich nicht herumdrücken. 

Ein zweiter Punkt, Herr Kollege Möbius. Das ist ja fast schon liebevoll. Sie sprachen von ei-
nem Zusammenhang mit der Schuldenbremse. Sie selbst glauben nicht mal selbst daran, 
dass Frau Merkel – ich muss sie ernsthaft und ausdrücklich in Schutz nehmen – ihre Ent-
scheidung darüber, ob sie die Finanztransaktionssteuer in Europa miteinführt oder vielleicht 
sogar vorangeht, davon abhängig macht, ob Herr Walter-Borjans den Haushalt in Nord-
rhein-Westfalen mit einem Betrag x höher oder niedriger fährt. Sie wollten nur Nebelkerzen 
werfen. Da muss ich die Kanzlerin ausdrücklich in Schutz nehmen. 

Letzter Punkt. Sie haben ausgeführt, es gebe breiten Widerstand gegen die Finanztransak-
tionssteuer. Auch dazu habe ich andere Erkenntnisse. In Europa gibt es für zwei Steuerar-
ten höchste Zustimmung. Die erste ist die Vermögensteuer in verschiedener Ausgestaltung 
in den europäischen Ländern. Die zweite ist die Finanztransaktionssteuer. Sie können in je-
dem Land eine Umfrage unter der Bevölkerung machen: Es gibt höchste Zustimmungswerte 
für diese beiden Steuerarten. 
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